
'~'/'oi~eiblatt Beiolatt zur Parlamantskorres22n~~E~ 
,./ 

245/A.B. 

zu 273/J 

Rie St;tdiengebühren an den Hochsoht1len,!-

A nf.~ a g e b e a nt W 0 F tun ~_ 

. In Beantwortung einer von den Abg;<M ar k und Gene tl~)3rreichten 

~age,betreffend die Erhöhung der Studienge~1hren, teilt Bundesminister 

tür Unterricht Dr. H u r des mit: 

"Nach dem Vliederinkrafttreten d.er ästerreiohischen Hochschul vor- ,1: 

Bchrlttenwurden 1m Jahre 1946 die Hoohschulgebühren in der Weise festge­

setzt, dass das Kollegiengeld wie vor 1938 mit 1 S pro Wochenstunde im 

Semester bemessen, die Prüfungs- und Laboratoriumstaxen im Durchschnitt 

in derselben Höhe wie vor 1938 angesetzt vNxden, w~hr~nd der AUfwands­

beitrag niedriger als vor 1938 bemessen wurde» Die Kosten des Hoohsohul- . 

stud1W1lS wurden sohin 1946 in ihrer Gesamtheit ziffeTllmässig niedriger be­

messen,als sie vor 1938 gewesen sind. Darüber hinaus wurden die Bestimmun­

gen über die Befreiung von den Studiengebühren erlassen, die für begabte 

und nicht begüterte Studienende eine so weitgehende Ermässigung mit sich 

brachten wie nie zuvor. Ein Studierender geisteswissenschaftlicher Fächer, 

der volle Befreiung geniessst, entrichtet zum Beispiel pro Semester ledig­

lich eift Viertel des Aufwandbeitrages l d.s. 10 S~ Studierende natu~ssen­

sobattlicher oder technischer Fächer haben allerdings höhere Zahlungen zu 

leisten, da di& Laboratoriumsta.xen nur auf die Hälfte ermässigt werden 

können. Ihre Hone ist je nach Stuclienric1 .. tung und nach Studiensemester 

clurchaus verschieden. Eine Ermässigung der Priifu.,'Ylgsta.:x:en ist nicht vorge­

$ehen. 

An dieser Regelung der Boohsohulg0btL~ren hat das Bundesministerium 

für Unterrioht seit 1946 festg~alten, obwohl seitens der akademischen 

Behörden in zahlreichen Eingaben e~tsprechende Erhöhungen iBkHinblick 

auf das seither veränderte allgemeine Preisniveau beantragt wurden. 

Weiters hat das Bundesministerium für Un~errioht durchgesetzt, 

dass die im Bundesyoranschlagfür Stipendien vorgesehenen Beträge in 

jedem Jahre eine Erhöhung erfahren haben, so dass die Möglichkeiten zum 

Studium auch für unbemittelte Studierende besteht. 

Ein Vergleioh äer österreichischen Studiengebühren mit jenen 

zum Beispiel in Italien, Frankreich, Belgien, Holland und Deutsohland 

hat übrigens ergeben, dass die öster~eichischen Studiengebühren weitaus 

niedriger sind als die Studienkosten i:tl den a..~geführten Ländern. 
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Die Rektorenkonfarenz hat am 1,,12e 1950 eine El'u5hung des Kollegien­

geldes von 1 Sauf 2 S pro Wochenstunde im Semester und eine Verdoppelung 

der Taxen für Rigorosen, Promotionen, Sponsionen u~d sOnstige akademische 

und staatliche Prüfungen beantragt .. Zahlreiche Eingab,en, in denen eine Er­

h6hUng der Laboratoriumst~en und der Aufv,ralldbei träge angeregt wurde, wurden 

vor und auch nach dem erwähnten Beschluss der Rektcrenkcnferenz seitens ein­

seIner Hochschulen, Lehrk~~zeln und Institute dem Bundesministerium für 

Unterricht übermi ttel t.. ~-

Um einen ttberblick über alle von den akademischen Behörden ge-

wUnschten Erhöhungen von Gebiihren und Taxen zu gewinnen, wurden diese a.uf­

gefordert, ihre -- Wünsche zu konkretisieren, insbesondere auch auf die Frage 

einer Neufestsetzung der Laboratori'lIDstaxO!'l und. einer l~eufassung der Be­

stimmungen über die BefrehLl.g von d~n Studiengebühren einzugehen und die 

Stellungnahme der Hochschüierschaft der einzelnen Hochschulen bekannt zugeben, 

Verhandlungen über eine Erhöhung der Hochschulgebühren haben je­

doch bisher im Bundesministerium für Unterrich~ weder mit den Vertretern 

der Professoren.: noch den lTertretern d.er Hochschülerschaft sta.ttgefunden .. 

Es ist selbstverständlich, dass zu Verhandlungen mit den Hochschulprofasso-

. ren im Sinne der diesbezüglichen Bestiromung,sm des Hochschülerschaftsgesetzes 

auchd1e Vertreter der Österreichischen HochschülexEchaft beigez·ogen 

worden wären .. 

Schliesslich hat die I,ei t1..mg der Sektion Hochsshullehrer der 

öffentlich Angestellten die FOl'c'er-ung nach Erhöhur .. g der Kollegiengelder 

und Prüfungstaxen erhoben und angereet, eine info~mative Besprechung unter 

Zuz1ebwlg der Vertreter der Hochschülsrschaft im 13undesministerium für 

Unterricht anzubera.umen, we.lche jodoch noch nicht stattgefunden hat., 

Die auf die erwäh..."lte .Anfrage des 3undosministeriums für Unter­

richt von den Hochsohulen eingelangten Anträge ergaben, dass die Wünsche 

und Anträge über die von der Rektprenkcnferenz gestellten Forderungen viel­

fach hinausgehenc Mögen diese Forderungen auch vom Standpunkt der Kaufkraft 

des Schillings als berechtigt angesehen Werde!l kÖ~4.en, so ist sich das 

Bundesministerium für Unterricht durchaus bGww~str dass eine Erhöhung der 

einzelnen Studiengebühren nur soweit in Frage kom~en ker~, als sie für die 

Studierenden tragbar wäre Q 

Angesichts dieses Sachverhaltes kar~ eine Stellungnahme seitens 

des Bundesministeriums fitt' Unterricht erst bezogen werdens wenn allen Betei­

ligten Gelegenhoit gegeben worden ist~ sich zu den verschiedenen Vorschlä.­

gen zu äussern .. tt 
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